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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung des Rates zur Festsetzung der mengenmäßigen 
Ausfuhrkontingente der Gemeinschaft für bestimmte Aschen und Rückstände von 
Kupfer sowie für bestimmte Bearbeitungsabfälle und bestimmten Schrott 
aus Kupfer, Aluminium und Blei 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2603/69 
des Rates vom 20. Dezember 1969 zur Festlegung 
einer gemeinsamen Ausfuhrregelung ^), insbesondere 
auf Artikel 7, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1023/70 
des Rates vom 25. Mai 1970 zur Festlegung eines ge- 
meinsamen Verfahrens für die Verwaltung mengen- 
mäßiger Kontingente 2), insbesondere auf Artikel 2, 
auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe : 

Für bestimmte Aschen und Rückstände von Kupfer 
sowie für bestimmte Bearbeitungsabfälle und Schrott 
aus Kupfer, Aluminium und Blei besteht in der Ge- 
meinschaft ein Versorgungsmangel zu konkurrenz- 
fähigen Preisen. 

Die freie Ausfuhr dieser Erzeugnisse würde die 
gegenwärtige Versorgungslage infolge eines be- 
trächtlichen Ausfuhranstiegs ernsthaft gefährden? um 
gegen einen solchen Versorgungsengpaß anzuge- 
hen, wurden bisher mengenmäßige Ausfuhrkontin- 
gente beibehalten. 


Es ist somit angebracht, für diese Erzeugnisse 
mengenmäßige Ausfuhrkontingente der Gemein- 
schaft für das Jahr 1973 sowie die Kriterien für ihre 
Aufteilung festzulegen. 

Die die Überwachung des innergemeinschaftlichen 
Verkehrs betreffenden Vorschriften der Verordnung 
(EWG) Nr. 1279/71 der Kommission vom 17. Juni 
1971 über den Gebrauch der gemeinschaftlichen Ver- 
sandpapiere zur Durchführung von Maßnahmen bei 
der Ausfuhr bestimmter Waren®) finden nur An- 
wendung, soweit dies durch die Maßnahmen, durch 
die die Ausfuhrbeschränkungen eingeführt werden, 
ausdrücklich vorgesehen ist - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Jahr 1973 werden die mengenmäßigen Aus- 
fuhrkontingente der Gemeinschaft für die nachste- 
hend aufgeführten Erzeugnisse wie folgt festgesetzt; 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 324 
vom 27. Dezember 1969, S. 25 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 124 
vom 8. Juni 1970, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 133 
vom 19. Juni 1971, S. 32 


Nummer des 

Gemeinsamen 

Zolltarifs 


Bezeichnung der Erzeugnisse 


Menge 
(in Tonnen) 


ex 26.03 D 
ex 74.01 


76.01 B 

78.01 B 


Aschen und Rückstände von Kupfer und Kupferlegie- 
rungen 

Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Kupfer und 
Kupferlegierungen : 

— • von der Abwrackung von aus dritten Ländern 
stammenden Schiffen oder von der Denaturie- 
rung von Munition, die von den Streitkräften drit- 
ter Länder verkauft wird, herrührend 
— andere 

Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Aluminium 
Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Blei 


13 180 


10 950 
19 830 
3 810 
1080 
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Artikel 2 

Die in Artikel 1 festgesetzten Kontingente werden 
nach folgenden Kriterien auf geteilt: 


Nummer des 

Gemeinsamen Bezeichnung der Erzeugnisse Kriterium 

Zolltarifs 


ex 26.03 D 


ex 74.01 


76.01 B 

78.01 B 


Aschen und Rückstände von Kupfer und Kupferlegie- 
rungen 

Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Kupfer und 
Kupferlegierungen: 

— von der Abwrackung von aus dritten Ländern 
stammenden Schiffen oder von der Denaturierung 
von Munition, die von den Streitkräften dritter 
Länder verkauft wird, 

— andere 


Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Aluminium 
Bearbeitungsabfälle und Schrott, aus Blei 


Ausfuhrmöglichkeiten : 
Referenzmengen für 1972 mit 
geringfügigen Anpassungen 


Ausfuhrmöglichkeiten : 
Referenzmengen für 1972 mit 
geringfügigen Anpassungen 

ca. 1 V. H. des Metallver- 
brauchs (mit Variierungsmög- 
lichkeiten für die Anteile 
Frankreichs und Deutsch- 
lands) 

ca. 2 Promille des Metallver- 
brauchs 

ca. 1 Promille des Metallver- 
brauchs 


Artikel 3 

Die Ausfuhren aus der Gemeinschaft der in Artikel 1 
genannten und im Rahmen des aktiven Verede- 
lungsverkehrs im Sinne der Richtlinie des Rates vom 
4. März 1969 zur Harmonisierung der Rechts- und 
Verwaltungs Vorschriften über den aktiven Verede- 
lungsverkehr hergestellten Erzeugnisse sowie die 
zum Zweck der Verarbeitung, Bearbeitung oder In- 
standsetzung in einem dritten Land vorübergehen- 
den Ausfuhren von Erzeugnissen, die für den Ver- 
brauch auf dem Zollgebiet der Gemeinschaft wieder 
eingeführt werden sollen (passiver Veredelungs- 
verkehr), werden auf den Ausfuhranteil des Mit- 
gliedstaats angerechnet. 

Artikel 4 

Die Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 1279/71 
der Kommission finden Anwendung auf den inner- 


gemeinschaftlichen Warenverkehr mit den in Arti- 
kel 1 genannten Erzeugnissen. 

Artikel 5 

Der Rat legt rechtzeitig und in jedem Fall vor dem 
31. Dezember 1973 die nach Ablauf dieser Verord- 
nung zu treffenden Maßnahmen für die Ausfuhr 
der in Artikel 1 aufgeführten Erzeugnisse fest. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Sie gilt bis zum 31. Dezember 1973. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 58 
vom 8. März 1969, S. 1 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
16. März 1973 - 1/4 (IV H ) - 680 70 - E - Au 26/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 28. Februar 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


Im Interesse einer konstanten Versorgung mit Kup- 
fer, Blei und Aluminium in der Gemeinschaft zu kon- 
kurrenzfähigen Preisen werden seit mehreren Jah- 
ren Ausfuhrkontingente für folgende Erzeugnisse 
beibehalten: 

ex 26.03 D Aschen uiyi Rückstände von Kupfer und 
Kupferlegierungen: 

— von der Abwrackung von aus dritten 
Ländern stammenden Schiffen oder 
von der Denaturierung von Munition, 
die von den Streitkräften dritter Län- 
der verkauft wird, herrührend, 

— andere 

76.01 B Bearbeitungsabfälle und Schrott aus Alu- 

minium 

78.01 B Bearbeitungsabfälle und Schrott aus Blei 

Die Mitgliedstaaten haben diese Ausfuhrbeschrän- 
kungen seit 1962 im Einklang mit den Empfehlungen 
eingeführt, die die Kommisison jährlich aufgrund von 
Artikel 115 Abs. 1 des Vertrages an sie gerichtet 
hat 5). 

Im Jahre 1971 hat die Kommission nach der Verab- 
schiedung der Basisverordnung zum ersten Mal 
mengenmäßige Beschränkungen der Gemeinschaft 
für diese Erzeugnisse eingeführt ^). In diesem Zu- 
sammenhang wurde außerdem im inneigemein- 
schaftlichen Handel ein Verbleibskontrollverfahren 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 28 
vom 17. April 1962, S. 895/62 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 129 
vom 23. August 1963, S. 2295/63 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 69 
vom 30. April 1964, S. 1105/64 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 12 
vom 28. Januar 1965, S. 60/66 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 11 
vom 20. Januar 1967, S. 167/67 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 18 
vom 22. Januar 1968, S. 16 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 29 
vom 5. Februar 1969, S. 15 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 34 
vom 12. Februar 1970, S. 13 

6) Verordnung (EWG) Nr. 2603/69 des Rates vom 20. De- 
zember 1969 zur Festlegung einer gemeinsamen Aus- 
fuhrregelung - Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 324/69 vom 27. Dezember 1969, S. 25 
Verordnung (EWG) Nr. 1023/70 des Rates vom 25. Mai 

1970 zur Festlegung eines gemeinsamen Verfahrens 
für die Verwaltung mengenmäßiger Kontingente - 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 124/ 
70 vom 8. Juni 1970, S. 1 

7) Verordnung (EWG) Nr. 1078/71 des Rates vom 25. Mai 

1971 über die Einführung einer gemeinsamen Ausfuhr- 
regelung und die Einführung eines mengenmäßigen 
Ausfuhrkontingentes der Gemeinschaft für bestimmte 
Bearbeitungsabfälle und Aschen von NE-Metallen 
(Kupfer, Blei und Aluminium) - Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. L 116/71 vom 28. Mai 
1971 S. 5 und Verordnung (EWG) Nr. 1369/71 der Kom- 
mission vom 29. Mai 1971 über die Aufteilung dieser 
Kontingente - Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 144/71 vom 30. Juni 1971. S. 47 


in Kraft gesetzt®). Für das Jahr 1972 wurde eine 
ähnliche Regelung getroffen ®). 

Am 30. November 1972 hat die Kommisison eine 
Sitzung des beratenden Ausschusses gemäß Arti- 
kel 4 der Verordnung 2603/69 unter Teilnahme der 
Beitrittsländer einberufen, um die 1973 für die er- 
weiterte Gemeinschaft zu wählende Lösung zu be- 
stimmen. Allgemein wurde festgestellt, daß trotz 
einiger konjunktureller oder struktureller Änderun- 
gen in diesem Bereich im Jahre 1972 ein gewisser 
Versorgungsmangel an diesen Erzeugnissen zu kon- 
kurrenzfähigen Preisen fortbestand. Daher wurde es 
für zweckmäßig und notwendig erachtet, auch 1973 
in der erweiterten Gemeinschaft Ausfuhrbeschrän- 
kungen für die weiter oben aufgeführten Kupfer-, 
Blei- und Aluminiumerzeugnisse beizubehalten. 

Bei den für die einzelnen Kontingente festzusetzen- 
den Mengen hielten die Sachverständigen es für an- 
gebracht, weitgehend das Festsetzungsschema zu be- 
folgen, das die Gemeinschaft seit 1972 anwendet: Für 
die Kontingente ex 26.03 D und ex 74.01 (1. Teil) 
also Bestimmung einer Menge nach den Referenz- 
ausfuhren; für die übrigen Kontingente: prozentualer 
Metallverbrauch auf der Grundlage der von der 
OECD mitgeteilten Verbrauchszahlen. Für die Tarif- 
stelle 76.01 B (Bearbeitungsabfälle und Schrott aus 
Aluminium) wurde eine allgemeine Verdoppelung 
des Vonhundertsatzes des Metallverbrauchs für an- 
gemessen erachtet (also 2 v. H. statt 1 v. H.), und dies 
wegen eines gewissen seit einigen Jahren anhalten- 
den Überangebots an Aluminium erster Schmelze 
auf dem Gemeinschaftsmarkt. Für die ver- 
bleibenden Tarifstellen wurden die Vorschläge der 
Dienstellen der Kommission für Deutschland, Ita- 
lien und Irland ohne Änderung akzeptiert. Für 
Frankreich wurde eine lOVoige Erhöhung der vor- 
geschlagenen Kontingente festgehalten, abgesehen 
für die Tarifstelle ex 74.01 (1. Teil). Für die Bene- 
luxländer wurde das Kontingent ex 26.03 auf 600 t 
erhöht, das für die Tarifstelle 74.01 (2. Teil) auf 
1750 1. Die weiteren Vorschläge der Dienststellen 

8) Durch Empfehlung der Kommission vom 25. Mai 1971 - 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 134/ 
71 vom 20. Juni 1971, S. 1 und nach Verabschiedung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1229/71 der Kommission vom 
17. Juni 1971 - Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. 133 vom 19. Juni 1971 für die Zeit vom 
1. November 1971 bis 31. Dezember 1971 durch Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1276/71 des Rates vom 26. Oktober 
1971 - Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 241/71 vom 27. Oktober 1971, S. 1 zu Ände- 
runq der Fußnote unter Punkt 2 genannten Verordnung 
1078/71 

ö) Verordnung (EWG) Nr. 2824/71 des Rates vom 20. De- 
zember 1971 - Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten Nr. L 285/71 vom 28. Dezember 1971, S. 72 und 
Verordnung (EWG) Nr. 90/72 der Kommission vom 
13. Januar 1972 - Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L vom 14. Januar 1972. 

10) In diese Regelung wird Irland einbezogen, das jedoch 
aufgrund des Protokolls Nr. 6 im Anhang zum Beitritts- 
vertrag ermächtigt wird, im innergemeinschaftlichen 
Handel Beschränkungen bis zum 1. Juli 1975 beizube- 
halten. 
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der Kommisison bleiben unverändert. Für das Ver- 
einigte Königreich und Dänemark hielten die Dienst- 
stellen der Kommisison es für angebracht, an ihren 
ursprünglichen Vorschlägen festzuhalten (für Tarif- 
stellen ex 74.01 (2. Teil), 76.01 B und 78.01 B) und 
für die verbleibenden Kontingente - ex 26.03 und ex 
74.01 (1. Teil), die von den beiden Delegationen 
vorgeschlagenen Mengen zu wählen. 

Was die Kriterien für die Aufteilung dieser Kontin- 
gente nach Artikel 2 und 11 der Verordnung 1023/ 
70 anbetrifft, so schlägt die Kommisison vor, Fall 
für Fall von den bisherigen Exportmöglichkeiten in 
den Mitgliedstaaten oder von dem prozentualen Me- 
tallverbrauch auszugehen. 

Was den innergemeinschaftlichen Handel mit den 
ausfuhrkontingentspflichtigen Erzeugnissen anbe- 


trifft, so sieht eine Verordnung der Kommission vom 
17. Juni 1971 “) ein Kontrollverfahren vor; die Be- 
stimmungen dieser Verordnung gelten jedoch nur, 
soweit dies durch die Beschränkungsmaßnahme aus- 
drücklich vorgesehen ist. Folglich ist diese Anwen- 
dung ausdrücklich zu erwähnen. 

Wie im vergangenen Jahr werden die im Rahmen 
des passiven und aktiven Veredelungs Verkehrs ge- 
tätigten Ausfuhrgeschäfte integral auf den Ausfuhr- 
anteil der einzelnen Mitgliedstaaten angerechnet. 

Abschließend schlägt die Kommission dem Rat die 
Verabschiedung des beigefügten Verordnungsvor- 
schlags vor. 

11) Verordnung (EWG) Nr. 1279/71 vom 17. Juni 1971 - 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 133 
vom 19. Juni 1971 
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